Stadt Marktheidenfeld

NIEDERSCHRIFT UBER DIE OFFENTLICHE

16. SITZUNG DES BAU- UND UMWELTAUSSCHUSSES

Sitzungsdatum: Donnerstag, 05.12.2019
Beginn: 18:30 Uhr
Ende: 18:51 Uhr

Ort: im grof3en Sitzungssaal des Rathauses

ANWESENHEITSLISTE

Erste Blirgermeisterin
Schmidt-Neder, Helga

Ausschussmitglieder

Adam, Helmut
Buczko, Ragnhild
Carl, Michael
Hamberger, Andrea
Harth, Martin
Hornig, Joachim
Menig, Christian
Muller, Michael
Oswald, Richard
Rauh, Gerd

Schriftfihrer/in
Leuchs, Renate

Verwaltung

Hanakam, Matthias
Trabel, Wilhelm

Abwesende und entschuldigte Personen:
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Erste Blrgermeisterin Helga Schmidt-Neder eréffnet um 18:30 Uhr die 6ffentliche 16. Sitzung
des Bau- und Umweltausschusses. Sie begruf3t alle Anwesenden und stellt die ordnungsgema-
Be Ladung und Beschlussfahigkeit des Bau- und Umweltausschusses fest.

OFFENTLICHE SITZUNG

88 Informationen

o Es wurden folgende Bauantrage im Genehmigungsfreistellungsverfahren behandelt:

Neubau Einfamilienwohnhaus mit Einliegerwohnung und Doppelgrarage in Marktheiden-
feld, Grabenwiese 16, Flur-Nr. 86/3 (Bebauungsplan Hofwiesen)

Neubau eines Wohn-, Apartment- und Geschaftshauses in Marktheidenfeld, Baumhof-
stralRe 55, Flur-Nr. 3733/4 (Bebauungsplan BaumhofstralRe 57)

Durch den Bauamtsleiter Wilhelm Trabel ergeht folgender Hinweis zum Gerlst in der Petzolt-
stralRe Ecke Luitpoldstrae (ehemalige Pizzeria):

Herr Brand hat dem Bauherrn mitgeteilt, dass die Verwaltung eine baldige Beseitigung erwartet.
Der Abbau soll bis Ende des Jahres erfolgen, der AuRenputz steht noch aus. Die Genehmigung
wurde bis 31.12.2019 verlangert.

Nutzungsanderung von Verkaufsflachen in Blroflachen und Einbau
89 von drei Fenstern in die Ostfassade
Echterstralle 13

(Stadtrat Richard Oswald nimmt an der Beratung und Beschlussfassung wegen Befangenheit
nicht teil.)

Der Antragsteller beantragt die Umnutzung der bisher im Erdgeschoss als Laden genutzten
Flachen fir Biroraumnutzung. Des Weiteren mochte er auf der Ostseite, hin zur Echterstral3e,
drei Fenster einbauen.

Das Grundstiick liegt auRerhalb der Sanierungsgebiete und auch nicht im Geltungsbereich ei-
nes Bebauungsplans. Das Vorhaben ist somit nach § 34 BauGB zu betrachten. Danach ist in-
nerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ein Vorhaben zulassig, wenn es sich nach
Art und Mal3 der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstlicksflache, die Uberbaut
werden soll, in die Eigenart der ndaheren Umgebung einfligt und die ErschlieBung gesichert ist.

Der Bereich in welchem das Grundstiick sich befindet hat den Gebietscharakter eines Mischge-
bietes (MI). Hier sind sowohl Wohngebaude als auch Biro- und Geschaftsgebaude zulassig.

Die Zustimmung wird empfohlen. Es ergeht der Hinweis an das Landratsamt, aufgrund der
Stellplatzsatzung die Stellplatze zu tberprifen.

Beschluss:

Dem Bauantrag zur Nutzungsénderung von Verkaufsflachen in Buroflachen sowie dem

Einbau von drei Fenstern in die Ostfassade wird zugestimmt mit dem Hinweis an das
Landratsamt, die Stellplatze zu tberprifen.
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einstimmig beschlossen Ja 10 Nein O Befangen 1

Errichtung von Stellplatzen und Garagen

- KolpingstralRe 15

Die Antragsteller beantragen die Errichtung von 8 Garagen und 6 Stellplatzen. Des Weiteren
beantragen sie die Abweichung von folgenden Vorschriften:

8 4 Abs. 2 GaStellV

Erforderliche Fahrgassenbreite bei 2,50 m Einstellplatzbreite wéren 6,00 m;

Aufgrund des zu geringen Abstandes zwischen Bestandsgebdude und Grundstiicksgrenze
konne die erforderliche Fahrgassenbreite von 6,00 m nicht eingehalten werden, weshalb eine
Breite von 5,50 m beantragt wird.

§ 17 Abs. 1 BauNVO

Die zulassige GRZ betréagt fur ein Besonderes Wohngebiet (WB) hier 0,6, geplant sind 0,712.
Nach § 17 Abs. 2 BauNVO kodnnen die Obergrenzen des Absatzes 1 aus stadtebaulichen
Griinden tberschritten werden, wenn die Uberschreitung durch Umstande ausgeglichen ist oder
durch Maflinahmen ausgeglichen wird, durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen Anfor-
derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht beeintrachtigt werden und nachteili-
ge Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.

Art. 6 Abs. 9 BayBO

Zulassig sind Garagen mit einer Gesamtlange von max. 9 m je Grundstlcksgrenze, geplant
sind 16 m und einer Gesamtlange an allen Grundstiicksgrenzen von 15 m, geplant 31 m.
Begriindet wird die Abweichung durch die Anordnung der Garagen, die Topografie und die
Form des Grundstucks.

Das Grundstilck liegt im Teilbereich 2 — ,Erweiterter Stadtkern“ der Gestaltungssatzung und ist
nach § 34 BauGB zu beurteilen. Danach ist innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortstei-
le ein Vorhaben zuléssig, wenn es sich nach Art und Maf3 der baulichen Nutzung, der Bauweise
und der Grundstticksflache, die Uberbaut werden soll, in die Eigenart der néheren Umgebung
einfligt und die Erschlielung gesichert ist.

Die Abweichung von der GaStellV hinsichtlich der verringerten Fahrgassenbreite erscheint ver-
tretbar. Aus Sicht der Verwaltung ist die Uberschreitung der GRZ von 0,6 auf 0,712 als proble-
matisch zu betrachten. Nach § 17 Abs. 2 BauNVO konnen die Obergrenzen des Absatzes 1
aus stadtebaulichen Griinden nur dann tiberschritten werden, wenn die Uberschreitung durch
Umstande ausgeglichen ist oder durch MaRnahmen ausgeglichen wird, durch die sichergestellt
ist, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht be-
eintrachtigt werden und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. Derlei
Ausgleiche, wie BegriinungsmalRnahmen, Baumpflanzungen ect. wurden im Bauantrag nicht
dargelegt. Auch die stadtische Gestaltungssatzung legt in 8 11 fest, dass befestigte Flachen auf
das unbedingt notwendige Mal3 zu reduzieren sind. Ansonsten sind die Freiflachen gartnerisch
anzulegen.

Des Weiteren erscheint die Uberschreitung der zulassigen Grenzbebauung mittels Garagen als
problematisch. Hier soll eine Abweichung von Art. 6 Abs. 9 BayBO von 100 % erfolgen, hierfir
ist das Landratsamt zustéandig.

Auch der beantragte Zufahrtsbereich durch welchen ein 6ffentlicher Parkplatz entfallen wirde,
ist so nicht notwendig. Vorstellbar wére die Zufahrt wie in der Anlage dargestellt.

Es wird empfohlen, dem Bauantrag nicht zuzustimmen. Bei entsprechender Umplanung insbe-

sondere der Garagen und der Zufahrt, wie in der Anlage dargestellt, kann eine Zustimmung in
Aussicht gestellt werden.
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Stadtrat Helmut Adam sieht die Differenz der Zufahrtsbreite als unerheblich an. In der Bebau-
ung an die Grundsticksgrenze sieht er eher ein Problem. Die Versiegelung der Flache sieht
Stadtratin Andrea Hamberger kritisch. Sie weist auf die Stellplatzsatzung hin, die besagt, dass
fur finf Parkplatze ein Baum vorzusehen ist, dies ist hier nicht der Fall.

Der 2. Burgermeister Martin Harth sieht die Planung als nicht akzeptabel beziglich der Ver-
kehrsregelung, der Grenzbebauung und der Begriinung.

Die Vorsitzende bekundet, dass im Vorfeld mit dem Bauherrn Gesprache stattgefunden haben
und alternative Losungsvorschlage unterbreitet wurden. Trotzdem habe der Bauherr die ur-
sprungliche Planung eingereicht.

Beschluss:

Dem Bauantrag zur Errichtung von Stellplatzen und Garagen wird nicht zugestimmt. Die
Bauherren werden darauf hingewiesen, dass bei einer entsprechenden Umplanung ins-
besondere der Garagen und der Zufahrt, wie in der Anlage dargestellt, eine Zustimmung
in Aussicht gestellt werden kann.

einstimmig beschlossen Ja 11 Nein 0

Errichtung einer Werbeanlage

<A Wagnergasse 11

Beantragt wird die Errichtung einer Werbeanlage auf dem Hoftor, erganzend zu der bereits als
Ausleger beantragten Werbeanlage. Eine Beleuchtung der Werbeanlage ist nicht beantragt.

Das Vorhaben liegt im Sanierungsgebiet Il. Die Sanierungsbeauftragte hat das Vorhaben be-
gutachtet und als altstadtvertraglich eingestuft. Versagungsgriinde nach § 145 Abs. 2 BauGB
liegen nicht vor. Die MaRnahme widersprache im Grundsatz nicht den Zielen und Zwecken der
Rahmenplanung fur das Sanierungsgebiet.

Es wird empfohlen, dem Bauantrag zuzustimmen.

Der 2. Biurgermeister Martin Harth vertritt die Meinung, dass der Bauantrag nicht der Gestal-
tungssatzung entspricht. Die Anlage ist mehr als doppelt so hoch wie in der Satzung erlaubt ist.
Die Stellungnahme der Sanierungsbeauftragten wird vom Gremium als fragwirdig erachtet.
Beschluss:

Dem Bauantrag zur Errichtung einer Werbeanlage wird mit dem Hinweis an das Landrat-
samt zugestimmt, dass in die Auflagen bzw. Hinweise zur Baugenehmigung das Verbot
einer Beleuchtung der Werbeanlage aufgenommen werden soll. Der sanierungsrechtli-
chen Genehmigung einschlie3lich der Abweichung von der Gestaltungssatzung bezig-
lich der Hohe wird das Einvernehmen erteilt.

mehrheitlich abgelehnt Ja4 Nein7

Erste Blrgermeisterin Helga Schmidt-Neder schlie3t um 18:51 Uhr die offentliche 16. Sitzung
des Bau- und Umweltausschusses.
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Helga Schmidt-Neder Renate Leuchs
Erste BlUrgermeisterin Schriftfihrer/in

16. Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 05.12.2019 Seite 6



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	SMC_BM_SNFUNK
	Anwesenheit
	BM_Text4
	Entschuldigt
	Text
	Zuständig
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

